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 § 1 ZIEL UND VERLAUF DES INSOLVENZVERFAHRENS 1 

 § 1 ZIEL UND VERLAUF DES INSOLVENZVERFAHRENS 

 
A) Allgemeines 

Seit 01.01.1999 InsO  Als am 01.01.1999 gem. § 359 InsO i.V.m. Art. 110 EGInsO das 
neue Insolvenzrecht (InsO)1 in Kraft trat, wurde damit ein Gesetzge-
bungsverfahren abgeschlossen, das in seinen Ursprüngen bis in das 
Jahr 1978 zurückreicht. Dabei wurden teilweise Wege beschritten, 
die für das deutsche Recht bis dahin unbekannt waren. Dies gilt 
etwa für das Verbraucherinsolvenzverfahren, die Restschuldbefrei-
ung oder das Insolvenzplanverfahren. Bereits am 01.12.2001 hat 
das neue Gesetz grundlegende Änderungen erfahren. Bis heute hat 
die InsO eine Vielzahl von Veränderungen erfahren. Zuletzt sind 
durch das Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von 
Unternehmen (ESUG) vom 07.12.20112 zahlreiche Änderungen in 
der InsO erfolgt. 

1

 hemmer-Methode: Mit dem Insolvenzrecht widmen Sie sich einem 
völlig neuen und am Anfang schwer zugänglichen Rechtsgebiet. In der 
Ausbildung wird das Insolvenzrecht regelmäßig vernachlässigt. Die 
praktische Bedeutung ist jedoch nicht zu unterschätzen und gewinnt 
gerade vor dem Hintergrund der aktuellen, globalen Finanzkrise mehr 
und mehr an Bedeutung3. Fast jeder Rechtsanwender kommt in der 
Praxis mit dem Insolvenzrecht in Berührung und sollte dann zumindest 
die Grundzüge beherrschen. Nicht zuletzt aufgrund der steigenden 
Zahl an Juristen werden diese Rand- und Spezialgebiete zunehmend 
entdeckt und besetzt. Erlauben Sie sich deshalb auch hier keine 
Schwächen.  

Gliederung des Gesetzes Die InsO gliedert sich in zwölf Teile. Dabei folgt der Aufbau des 
Gesetzes im Wesentlichen dem Ablauf eines Insolvenzverfahrens.4 
Der erste Teil enthält allgemeine Verfahrensvorschriften (§§ 1 - 10 
InsO), denen sich im zweiten Teil (§§ 11 - 79 InsO) Regelungen 
über das Eröffnungsverfahren, die Eröffnungsvoraussetzungen, die 
Insolvenzmasse, den Insolvenzverwalter, die Einteilung der Gläubi-
ger sowie der übrigen Beteiligten am Verfahren anschließen. Der 
dritte Teil (§§ 80 - 147 InsO) regelt sodann die Wirkungen der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens während sich der vierte Teil (§§ 148 -
 173 InsO) mit der Verwaltung und Verwertung der Insolvenzmasse 
befasst. Der fünfte Teil (§§ 174 - 216 InsO) befasst sich mit der 
Befriedigung der Insolvenzgläubiger und enthält Regelungen über 
die Einstellung des Verfahrens. Der sechste Teil (§§ 217 - 269 InsO) 
regelt das Insolvenzplanverfahren, der siebte Teil (§§ 270 - 285 
InsO) behandelt die Eigenverwaltung des Schuldners. Im achten Teil 
(§§ 286 - 303 InsO) wird die Restschuldbefreiung geregelt und im 
neunten Teil (§§ 304 - 314 InsO) die Besonderheiten des Verbrau-
cherinsolvenzverfahrens. Im zehnten Teil (§§ 315 - 334 InsO) wer-
den besondere Arten des Insolvenzverfahrens und im elften Teil 
(§§ 335 - 358 InsO) das internationale Insolvenzrecht abgehandelt. 
Der zwölfte Teil schließlich regelt in § 359 InsO das Inkrafttreten des 
Gesetzes. 

                                                                  
1  Die Insolvenzordnung löste das bisherige Insolvenzrecht, bestehend aus der Konkursordnung von 1877 (KO), der Vergleichsordnung von 1935 

(VglO) und der Gesamtvollstreckungsordnung in der Fassung von 1991 (GesO), ab. 
2  BGBl. I 2011, S. 2582; in Kraft getreten am 01.03.2012, Art. 10 ESUG. 
3  Im Jahr 2010 wurden es in der Bundesrepublik 153.549 Insolvenzverfahren eröffnet. Darunter befanden sich 23.531 Unternehmensinsolvenzen mit 

insgesamt 131.292 Arbeitnehmern. Die Summe der durch Insolvenzen verursachten Schäden belief sich insgesamt auf knapp 39 Milliarden Euro 

(Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2011, S. 497). 
4  Vgl. Braun, InsO, Übersicht über den Inhalt der InsO, Rn. 1. 



2 INSOLVENZRECHT 

 hemmer-Methode: Versuchen Sie sich gleich zu Beginn einen Über-
blick über die verschiedenen Regelungsbereiche der InsO zu verschaf-
fen. Wenn im weiteren Verlauf jeweils auf die einzelnen Punkte einge-
gangen wird, fällt Ihnen die Einordnung leichter. 

§ 4 InsO, ergänzende Geltung der 
ZPO 

Gem. § 4 InsO gelten für das Insolvenzverfahren, soweit die InsO 
nichts anderes bestimmt, die Vorschriften der ZPO entsprechend. 
Die Verweisung umfasst trotz ihres auf die ZPO beschränkten Wort-
lautes auch andere Gesetze, die für den Zivilprozess relevante 
Normen enthalten. Dies sind vor allem das GVG, ZVG und RPflG 
sowie die verfahrensrechtlichen Bestimmungen des Grundgesetzes. 

Ermittlungen von Amts wegen, § 5 I 
S. 1 InsO 

Das Insolvenzverfahren wird zwar nur auf Antrag eingeleitet (Dispo-
sitionsmaxime), nach Antragstellung aber von Amts wegen durchge-
führt (Amtsermittlungsgrundsatz). Anders als im „normalen“ Zivilpro-
zess ermittelt das Insolvenzgericht daher von Amts wegen (§ 5 I S. 1 
InsO), also unabhängig von Beweisanträgen, Beweisangeboten und 
Auslagenvorschüssen, alle Umstände, die für das Insolvenzverfah-
ren von Bedeutung sind. Ein verspätetes Vorbringen i.S.v. § 296 
ZPO gibt es hier folglich nicht. Das Gericht kann Zeugen vernehmen 
und von Sachverständigen schriftliche oder mündliche Gutachten 
einholen, § 5 I S. 2 InsO. 

1a

 Die Entscheidungen des Insolvenzgerichts ergehen, da eine mündli-
che Verhandlung nicht erforderlich ist (§ 5 III S. 1 InsO), durch Ver-
fügung oder Beschluss, niemals durch Urteil. Der Richter ist nicht 
gehindert, vor einer Entscheidung mit den Beteiligten mündlich zu 
verhandeln. Das Verfahrensgrundrecht auf rechtliches Gehör nach 
Art. 103 I GG ist unabhängig davon zu beachten. Um Verfahrens-
verzögerungen zu vermeiden, schränkt § 10 InsO diesen Grundsatz 
ein. 

 Bsp.: Der Schuldner hält sich im Ausland auf oder ist untergetaucht. 

 Die Zustellungen im Insolvenzverfahren erfolgen ebenfalls von Amts 
wegen (§ 8 I S. 1 InsO). Sie können gem. § 8 I S. 2 InsO durch 
Aufgabe zur Post erfolgen. Regelmäßig wird der Insolvenzverwalter 
mit der Zustellung beauftragt, § 8 III InsO. 

 
B) Ziele des Insolvenzverfahrens 

Ziele des Insolvenzverfahrens, 
§ 1 InsO 

Gem. § 1 InsO dient das Insolvenzverfahren dazu, die Gläubiger 
eines Schuldners gemeinschaftlich zu befriedigen, indem das Ver-
mögen des Schuldners verwertet und der Erlös verteilt oder in einem 
Insolvenzplan eine abweichende Regelung insbesondere zum Erhalt 
des Unternehmens getroffen wird. Danach besteht das Ziel des 
Insolvenzverfahrens vorrangig in der gemeinschaftlichen Gläubiger-
befriedigung (sog. Haftungsverwirklichung), wobei die Insolvenzord-
nung zur Erreichung dieses Zieles zwei gleichwertige Abwicklungs-
möglichkeiten anbietet, ohne sich vorrangig für eine von beiden zu 
entscheiden. 

2

Möglichkeit der Restschuldbefreiung Für natürliche Personen erlaubt die InsO zudem eine vollständige 
Befreiung von Verbindlichkeiten, § 1 S. 2 InsO. Dem redlichen 
Schuldner, der seine Vermögensverhältnisse offenbart und die ihm 
zum Schutze der Gläubiger auferlegten Obliegenheiten erfüllt, soll 
nach sechs Jahren, in denen er sein pfändbares Einkommen den 
Gläubigern zur Verfügung zu stellen hat, die Chance zu einem wirt-
schaftlichen Neubeginn eröffnet werden. 

 hemmer-Methode: Die Möglichkeit der Restschuldbefreiung (vgl. 
§§ 286 ff. InsO) zusammen mit der Verfahrenskostenstundung (§ 4a 
InsO) hat zu einem erheblichen Anstieg der Verbraucherinsolvenzver-
fahren geführt. 
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Gesamtvollstreckung Im Gegensatz zur Einzelzwangsvollstreckung nach der ZPO dient 
das Insolvenzverfahren als sog. Gesamtvollstreckungsverfahren 
nicht der Befriedigung eines einzelnen Gläubigers, sondern soll zu 
einer bestmöglichen Gesamtbereinigung aller Schulden durch 
gleichmäßige Befriedigung aller persönlichen Gläubiger aus dem 
Vermögen des Insolvenzschuldners (par conditio creditorum) führen.

 Die in § 1 InsO beschriebene Zielsetzung kann vor allem dann Be-
deutung erlangen, wenn offene Rechtsfragen im Wege teleologi-
scher Auslegung zu beantworten sind. Eine Orientierung an den 
allgemeinen Zielvorgaben der InsO kann so zu sachgerechten und 
vertretbaren Lösungen führen.5 

3

 
C) Die verschiedenen Verfahrensarten 

Unterscheidung Regelverfahren und 
spezielle Verfahren 

Die InsO unterscheidet zwischen dem normalen Regelverfahren 
(§§ 11 ff. InsO) und besonderen Verfahren. Die wichtigsten beson-
deren Verfahrensarten der InsO sind dabei das Verbraucherinsol-
venzverfahren (§§ 304 ff. InsO), die Eigenverwaltung (§§ 270 ff. 
InsO), die Restschuldbefreiung (§§ 286 ff. InsO), der Insolvenzplan 
(§§ 217 ff. InsO) und das Nachlassinsolvenzverfahren (§§ 315 ff. 
InsO). Für die Einordnung als Verbraucherinsolvenzverfahren 
kommt es in Abgrenzung zum Regelinsolvenzverfahren darauf an, 
dass der Schuldner eine natürliche Person mit nur geringfügiger 
selbstständiger wirtschaftlicher Tätigkeit (zur Differenzierung vgl. 
unten) ist. 

4

 Die InsO orientiert sich am Regelverfahren und beinhaltet für die 
besonderen Verfahren abweichende Regelungen im hinteren Teil 
der InsO. 

 Das Regelverfahren selbst gliedert sich in zwei Verfahrensabschnit-
te: 

  

Zwei Stadien des Regelinsolvenzver-
fahrens 

1. Das Insolvenzeröffnungsverfahren 

2. Das Insolvenzverfahren mit 

a) Verwaltung und Verwertung der Masse 

b) Forderungsfeststellungsverfahren 

c) Verteilungsverfahren 

d) Verfahrensbeendigung 

  

 Bei den besonderen Verfahren sind einzelne Abschnitte modifiziert 
bzw. es wird auf ein Insolvenzeröffnungsverfahren verzichtet (nähe-
res hierzu unten). 

  

                                                                  
5  Nerlich/Römermann, InsO, § 1 Rn. 2. 



4 INSOLVENZRECHT 

 § 2 DAS INSOLVENZERÖFFNUNGSVERFAHREN 

 
A) Allgemeine Voraussetzungen 

 Die InsO befasst sich im zweiten Teil, erster Abschnitt (§§ 11 – 34 
InsO) mit den Eröffnungsvoraussetzungen und dem Eröffnungsver-
fahren.  

5

Antragserfordernis, § 13 InsO Das Insolvenzverfahren wird nur auf schriftlichen Antrag eröffnet 
(§ 13 I InsO). Antragsberechtigt sind der Gläubiger und der Schuld-
ner. Durch die Antragstellung wird zunächst das sog. Insolvenzer-
öffnungsverfahren eingeleitet. In dessen Verlauf hat das Insolvenz-
gericht zu ermitteln, ob ein zulässiger Insolvenzantrag gestellt ist 
(§§ 13 ff. InsO), ein Eröffnungsgrund gegeben ist (§§ 16 ff. InsO) 
und das Vermögen des Schuldners die Kosten des Insolvenzverfah-
rens (§ 54 InsO) decken wird.  

 Im Einzelnen sind folgende Punkte als Voraussetzungen eines 
zulässigen und begründeten Insolvenzantrages zu prüfen: 

  

Voraussetzungen 1. Zuständigkeit des Insolvenzgerichts 

2. Zulässigkeit der Verfahrensart (Verbraucherinsolvenz; Re-
gelinsolvenz) 

3. Ordnungsgemäße Antragstellung 

4. Antragsberechtigung/Insolvenzfähigkeit 

5. Vorliegen eines Insolvenzgrundes 

6. Zusätzliche Voraussetzungen bei Fremdantrag (Rechts-
schutzinteresse, Glaubhaftmachung von  
Forderung und Insolvenzgrund) 

7. Kostendeckende Masse 

6

  

 
I. Zuständigkeit des Insolvenzgerichts 

Insolvenzgericht  Das Insolvenzgericht ist Hüter der Rechtmäßigkeit des Insolvenzver-
fahrens. Es soll bei den Verhandlungen der Verfahrensbeteiligten 
kraft seiner Autorität vermittelnd und schlichtend mitwirken.  

7

 Anders als in der ZPO ermittelt das Insolvenzgericht dabei von Amts 
wegen (§ 5 I S. 1 InsO), also unabhängig von Beweisanträgen und 
Beweisangeboten der Verfahrensbeteiligten. Das Gericht kann zu 
diesem Zweck insbesondere Zeugen und Sachverständige verneh-
men, § 5 I S. 2 InsO. Daneben stehen dem Gericht nach pflichtge-
mäßem Ermessen auch alle anderen zulässigen und zweckmäßigen 
Aufklärungs- und Beweismittel (z.B. Einholung von Auskünften, 
Beiziehung von Akten und Urkunden) zur Verfügung. 

 
1. Sachliche Zuständigkeit 

Ausschließliche Zuständigkeit Für das Insolvenzverfahren ist das Amtsgericht (Abteilung Insol-
venzgericht), in dessen Bezirk ein Landgericht seinen Sitz hat, als 
Insolvenzgericht für den Bezirk dieses Landgerichts als Insolvenzge-
richt ausschließlich sachlich zuständig (§ 2 I InsO).  
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 Daher hat nicht jedes einzelne Amtsgericht eines Landgerichtsbe-
zirks eine eigene Insolvenzabteilung. Vielmehr ist nur das Amtsge-
richt am Sitz des Landgerichts für den ganzen Landgerichtsbezirk 
als Insolvenzgericht zuständig (§ 2 I InsO). Abweichend davon kön-
nen die Länder durch Rechtsverordnung andere Amtsgerichte für 
zuständig erklären, § 2 II InsO6. 

 Da das Insolvenzgericht ohne Rücksicht auf die Höhe der Schulden 
zuständig ist, handelt sich hier um eine ausschließliche sachliche 
Zuständigkeit, die nicht abbedungen werden kann (vgl. § 4 InsO 
i.V.m. § 40 II S. 1 Nr. 2 ZPO). Ebenso wenig kann der Mangel der 
fehlenden sachlichen Zuständigkeit durch rügelose Einlassung 
geheilt werden. 
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 Für sonstige Rechtsstreitigkeiten der Insolvenzbeteiligten außerhalb 
des Insolvenzverfahrens ist das Insolvenzgericht nicht zuständig. 

 Bsp.: Die Firma S+K Betrügen und Täuschen GmbH ist insolvent. Insol-
venzverwalter Bocktoth (B) hat im Rahmen seiner Tätigkeit festgestellt, 
dass von Seiten der ehemaligen Gesellschafter S und K die Stammeinla-
gen von jeweils 12.500,-€ nur zur Hälfte eingebracht worden sind.7 Da 
sich S und K weigern, die Stammeinlagen freiwillig in die Insolvenzmasse 
zu leisten, erwägt B eine Klage. Bei welchem Gericht wären die Klagen 
über jeweils 6.500,-€ zu erheben? 

 Lösung: Hier dürfte die Klage nicht zum Insolvenzgericht erhoben wer-
den. Zwar spielt der Fall innerhalb einer Unternehmensinsolvenz. Den-
noch besteht für solche nur bei Gelegenheit der Insolvenz anfallenden 
Prozesse keine ausschließliche Zuständigkeit des Insolvenzgerichts. Die 
Klage muss von B als eine Leistungsklage zum örtlich zuständigen LG 
erhoben werden, § 1 ZPO i.V.m. §§ 23 Nr. 1, 71 GVG.8 

Von Amts wegen zu prüfen Die sachliche Zuständigkeit ist vom angerufenen Gericht von Amts 
wegen (§ 5 I InsO) zu prüfen. Gelangt es zu seiner Unzuständigkeit, 
hat es dem Antragssteller Gelegenheit zu geben, Verweisung an 
das zuständige Gericht zu beantragen (§ 4 InsO i.V.m. § 281 I S. 1 
ZPO). 
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 Eröffnet ein sachlich unzuständiges Gericht das Insolvenzverfahren, 
kann der Schuldner hiergegen gem. § 34 II InsO sofortige Be-
schwerde einlegen. Verneint das Gericht zu Unrecht seine sachliche 
Zuständigkeit und lehnt es deswegen die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens ab, steht dem Antragsteller hiergegen ebenfalls die sofor-
tige Beschwerde zu (§ 34 I InsO). 

 
2. Örtliche Zuständigkeit 

Örtliche Zuständigkeit, § 3 I InsO Örtlich zuständig ist ausschließlich das Insolvenzgericht, in dessen 
Bezirk der Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand (§§ 13 ff. 
ZPO) hat, § 3 I InsO. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bestimmung ist 
der Eingang des Insolvenzantrags bei Gericht.9 Liegt der Mittelpunkt 
einer selbstständigen wirtschaftlichen Tätigkeit des Schuldners an 
einem anderen Ort, so ist ausschließlich das Insolvenzgericht zu-
ständig, in dessen Bezirk dieser Ort liegt (§ 3 I S. 2 InsO). Maßgeb-
lich ist der Ort der Hauptniederlassung. 
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Selbstständige wirtschaftliche Tätig-
keit 

Unter einer selbstständigen wirtschaftlichen Tätigkeit ist jede auf 
Gewinnerzielung gerichtete Tätigkeit in nicht abhängiger Stellung zu 
verstehen, ohne dass Gewinn erzielt werden muss.10  

                                                                  
6  Von dieser sog. Konzentrationsregelung haben einige Bundesländer (z.B. Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Sachsen) Ge-

brauch gemacht. Näher dazu: Kreft,  § 2 InsO Rn. 13 m.w.N. 
7  Vgl. zur Stammeinlage bei der GmbH Hemmer/Wüst, Gesellschaftsrecht, Rn. 388. 
8  Vgl. auch Hemmer/Wüst, ZPO I, Rn. 151. 
9 BGH, NZI 2006, 364 - 365 = jurisbyhemmer. 
10  OLG Hamm, ZInsO 1999, 534 - 534 = jurisbyhemmer. 
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 Selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit setzt Handeln in eigenem 
Namen voraus; für abhängig Beschäftigte kann deshalb lediglich der 
allgemeine Gerichtsstand nach § 3 I S. 1 InsO in Frage kommen.11 

Bei der GbR Bei einer GbR fallen der Mittelpunkt der wirtschaftlichen Tätigkeit 
und der Ort des allgemeinen Gerichtsstandes zumeist zusammen12. 
In diesem Fall wird die örtliche Zuständigkeit durch den Mittelpunkt 
der wirtschaftlichen Betätigung bestimmt.13  

 Der Wohnsitz des Geschäftsführers allein begründet noch keine 
Zuständigkeit, es sei denn, es ergibt sich z.B. aus einem Gerichts-
vollzieherprotokoll oder aus einem Geschäftsbrief, dass die Ge-
schäfte von dort aus geführt werden und/oder sich die Geschäftsun-
terlagen dort befinden. 

Situation bei bereits eingestelltem 
Geschäftsbetrieb  

Ist der Geschäftsbetrieb im Zeitpunkt der Antragstellung bereits 
vollständig eingestellt, ist alleine der allgemeine Gerichtsstand nach 
§ 3 I S. 1 InsO maßgeblich.14 Die bloße Aufbewahrung von Ge-
schäftspapieren eines abgeschlossenen Unternehmens bedeutet 
keine selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit.15 

Ausschließliche Zuständigkeit Auch die örtliche Zuständigkeit ist – wie die sachliche – ausschließ-
lich und nicht abdingbar (§ 4 InsO i.V.m. § 40 II ZPO). Sie ist vom 
Insolvenzgericht ebenfalls von Amts wegen zu prüfen. Hält sich das 
Gericht für unzuständig, hat es auch hier dem Antragsteller Gele-
genheit zu geben, einen Verweisungsantrag zu stellen (§ 4 InsO 
i.V.m. § 281 I S. 1 ZPO). Wird ein solcher gestellt und der Eröff-
nungsantrag an ein anderes Gericht verwiesen, ist dieser Verwei-
sungsbeschluss für das in ihm bezeichnete Gericht bindend, 
§§ 281 II S. 4, 495 ZPO.16 

 Sind mehrere Gerichte zuständig, bleibt das Amtsgericht aus-
schließlich zuständig, bei dem der erste Eröffnungsantrag einging, 
§ 3 II InsO. 

12

 Bsp.: Ein Schuldner ist nicht mehr berufstätig und unterhält zwei Wohn-
sitze. Hier kann es zu einer Doppelzuständigkeit der jeweiligen Insol-
venzgerichte kommen. 

 Wird ein Insolvenzantrag bei einem örtlich unzuständigen Amtsge-
richt eingereicht, verweist das Gericht nach § 4 InsO i.V.m. § 281 
ZPO das Verfahren auf Antrag an das zuständige Amtsgericht. 

13

 hemmer-Methode: Machen Sie sich immer wieder die Rückbindung an 
die ZPO deutlich. Hier können Klausurersteller und Prüfer ZPO-
Probleme einbauen und so weitere Kenntnisse abfragen. 

 
3. Funktionelle Zuständigkeit 

Grundsätzliche Zuständigkeit des 
Rechtspflegers 

Die in der ZPO und InsO nicht ausdrücklich erwähnte funktionelle 
Zuständigkeit legt fest, welches Rechtspflegeorgan (Richter, 
Rechtspfleger, Gerichtsvollzieher, Urkundsbeamte) zuständig ist. 
Funktionell zuständig für das Insolvenzverfahren ist grundsätzlich 
der Rechtspfleger (§ 3 Nr. 2e RPflG). 
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11  Vgl. Braun, InsO, § 3 Rn. 5. 
12  MüKo, § 3 InsO, Rn. 13; Jaeger, §  3 InsO, Rn. 12. 
13 KG Berlin, ZInsO 2000, 44 - 46 = jurisbyhemmer. 
14  OLG Rostock, ZInsO 2001, 1064 - 1065 = jurisbyhemmer; Braun, § 3 Rn. 6 m.w.N. 
15 OLG Braunschweig, ZInsO 2000, 286 - 287 = jurisbyhemmer. 
16 Zu den Fällen, bei denen die Verweisung nicht bindend ist vgl. Thomas/Putzo, § 281 ZPO, Rn. 14.  




